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Aufgrund von § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Baugesetzbuch
(BauGB) hat der Gemeinderat der Landeshauptstadt Stutt-
gart in seiner Sitzung am 28. Februar 2013 folgende Satzung
beschlossen:

Erhaltungssatzung gemäß § 172 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 BauGB

§ 1
Satzungsziel, räumlicher und sachlicher Geltungsbereich

(1) In dem in Abs. 2 näher bezeichneten Gebiet bedürfen zur
Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung der
Abbruch, die Änderung oder die Nutzungsänderung bauli-
cher Anlagen gemäß § 172 Abs. 1 Satz 1 BauGB der Geneh-
migung.
Von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind Vorhaben
auf den in § 26 Nr. 2 und 3 BauGB bezeichneten Grundstük-
ken (§ 174 Abs. 1 BauGB).
Eine Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Erlaubnispflicht
nach anderen Vorschriften bleibt unberührt.
(2) Der Geltungsbereich der Satzung wird im Wesentlichen
umgrenzt von Eckartstraße, Nordbahnhofstraße, Rosenstein-
straße, Schlierholzweg, Steinbeisstraße und Rümelinstraße. 
Maßgebend ist der Lageplan des Amts für Stadtplanung und
Stadterneuerung vom 16. April 2012.

§ 2
Antragstellung

Der Antrag auf Genehmigung nach § 172 Abs. 1 Satz 1
BauGB ist bei der Landeshauptstadt Stuttgart zu stellen. In-
soweit Vorhaben auch bauaufsichtlich antragsrelevant sind,
wird diese Genehmigung gemäß § 173 Abs. 1 BauGB zusam-
men mit der Baugenehmigung erteilt.

§ 3
Inkrafttretung, Geltungsdauer

(1) Die Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft.

Hinweise:
Um zu verhindern, dass während des Zeitraums bis zum In-
krafttreten der Erhaltungssatzung die Erhaltungsziele des
§ 172 BauGB unterlaufen werden, regelt § 172 Abs. 2 BauGB
eine entsprechende Anwendung des § 15 Abs. 1 BauGB. Da-
nach können Anträge auf Abbruch, Änderung, Nutzungsän-
derung oder Errichtung einer baulichen Anlage auf die Dau-
er von bis zu zwölf Monaten zurückgestellt werden.

Wer eine bauliche Anlage in dem durch die Satzung bezeich-
neten Gebiet ohne die erforderliche Genehmigung abbricht
oder ändert, handelt gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB ord-
nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 213

Abs. 2 BauGB mit einer Geldbuße bis zu 25 000 � geahndet
werden.

•   Die Erhaltungssatzung wird im Amt für Stadtplanung
und Stadterneuerung, Eberhardstraße 10 (Graf-Eberhard-
Bau), EG, Zimmer 003, Planauslage, 70173 Stuttgart,
während der Öffnungszeiten zur Einsicht für jedermann
bereitgehalten. Hier werden auch Auskünfte über den In-
halt der Erhaltungssatzung erteilt.

Gesetzliche Wirksamkeitsvoraussetzungen: 1. Eine etwaige
Verletzung von in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften sowie 2. nach § 214
Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs werden nach § 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich, wenn
sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung geltend gemacht worden sind. Der Sachver-
halt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist
darzulegen. 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO)
in der aktuellen Fassung oder von aufgrund der GemO erlas-
senen Verfahrensvorschriften ist nach § 4 Abs. 4 GemO in
dem dort bezeichneten Umfang unbeachtlich, wenn sie
nicht schriftlich und unter Bezeichnung des Sachverhalts,
der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres
seit dieser Bekanntmachung geltend gemacht worden ist.
Die Verletzungen sind schriftlich gegenüber der Landes-
hauptstadt Stuttgart – Amt für Stadtplanung und Stadter-
neuerung, Eberhardstraße 10 (Graf-Eberhard-Bau), 70173
Stuttgart oder einer anderen Stelle der Stadtverwaltung – gel-
tend zu machen.

Öffnungszeiten der Planauslage des Amts für Stadtplanung
und Stadterneuerung:
montags bis freitags von 8.30 bis 12.30 Uhr und montags bis
mittwochs von 14 bis 15.30 Uhr sowie donnerstags von
14 bis 17 Uhr.

Das Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung ist mit dem
öffentlichen Nahverkehr gut zu erreichen (z.B. S-Bahn-Hal-
testelle Stadtmitte, Bus- und Stadtbahnhaltestellen Rathaus).

                                                      Stuttgart, 1. März 2013
                                                              Bürgermeisteramt
                      In Vertretung: Matthias Hahn, Bürgermeister
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